
DER BUNDESMINISTER II-q'$3der BeiIagea zu den Stenographi~chen Pt.),'. O'?"I 

FUR UNTERRICHT UND KUNST des Natioua!ra:es xv. G~;;!"!,,:~J=-:,,~_.:,:,,:_":"':: 
Zl. 10.000/37-Parl/82 

Wien, am 8. September 1982 

An die 

Parlamentsdirektion 

Parlament 

1017 WIEN 

r2lJ69/AB 

1982 -09- 13 
zu 2lJ&lf IJ 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2084/J-NR/82, 

betreffend Schülerbeiräte die die Abgeordneten PETER und 

Genossen am 15. Juli 1982 an mich richteten, beehre ich mich 

wie folgt zu beantworten: 

ad 1) 

Die Zahl der Mitglieder des Bundes-Schülerbeirates und des 

Zentrallehranstalten-Schülerbeirates, die im vergangenen Schul­

jahr negative Jahresabschlüsse aufwiesen, kann derzeit nicht 

exakt erhoben werden. Dem Bundesministerium für Unterricht und 

Kunst sind nur zwei Fälle bekannt, die allerdings Einzelfälle 

darstellen, die sich nicht verallgemeinern lassen. 

Fälle, in denen sich einzelne Mitglieder des Bundes-Schülerbeirates 

aus Ehrgeiz, alles selbst erledigen zu wollen, übernommen haben, 

hat es auch in den vorhergehenden Schülerbeiratsjahren (seit 

1971) immer wieder gegeben. 

Bei den der Beschlußfassung des Schülervertretungsgesetzes voran­

gehenden Gesprächen und Verhandlungen hat gerade der Bundes­

minister für Unterricht und Kunst immer wieder darauf hinge­

wiesen, daß das Gesetz die Schüler nicht überfordern dürfe. Es 

war gar nicht leicht, sich mit diesem Standpunkt auch durch-
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zusetzen und schließlich ein Gesetz zu schaffen, das den Forderungen 

der Schülervertreter nach Mitwirkung Rechnung trägt ohne die 

Schülervertreter zu überfordern. 

Allerdings muß festgestellt werden, daß sich mit der gesetzlichen 

Verankerung der S~hülervertretung der Trend verstärkt, zu Be­

ratungen über Schulbuch-, Lehrplan-,Leistungsbeurteilungsfragen 

usw., zu denen auch Lehrer- und Elternvertreter beigezogen werden, 

jetzt auch Schülervertreter einzuladen. An sich ist dies im 

Sinne der Mitwirkung gewiß wünschenswert, erhöht aber die zeit­

liche ~elastung für den einzelnen Schülervertreter. 

Das Bundesministerium für Unterricht und Kunst ist sich des 

Problems einer möglichen zeitlichen Überlastung der Mitglieder 

des Bundes-Schülerbeirates durch den gesetzlichen Auftrag der 

SChülervertreter, die zu einer Gefährdung des von den Schüler­

vertretern angestrebten Bildungszieles führen könnten, bewußt. 

Es wird sich daher - neben der in der Anfrage zitierten Er­

stellung eines Jahresarbeitsplanes - bemühen, durch folgende 

Maßnahmen nachteilige Folgen für die Schülervertreter freizuhalten: 

- Eine vermehrte Beratung der Schülervertreter im Hinblick auf 

wahrzunehmende Funktionen des Bundes-Schülerbeirates soll für 

eine bessere Auf teilung der anfallenden Arbeit auf möglichst 

viele Mitglieder des Bundes-Schülerbeirates sorgen. 

- Das Anbieten von administrativen Hilfen, wie das Schreiben, 

Vervielfältigen und Versenden von Briefen des Bundesschul­

sprechers und des Zentrallehranstaltenschulsprechers sowie 

der Stellvertreter soll zu einer besseren Bewältigung der an­

fallenden administrativen Arbeiten führen. 

- Eine entsprechende organisatorische Vorbereitung der internen 

Tagung des Schülerbeirates (gedacht ist an eine genaue Be­

kanntgabe der Tagesordnung, der Erstellung von entsprechenden 

Beratungsunterlagen und das Anbieten von Fachleuten für not-
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wendige Informationen soll zeitliche Leerläufe vermeiden und 

eine wirksame Arbeit gewährleisten. Angestrebt wird eine zeit­

liche Verkürzung der Sitzungsdauer bei gleicher Effizienz. 

- Die Schülervertreter sollen - nach vorheriger Kontaktaufnahme 

mit dem Bundesschulsprecher bzw. Zentrallehranstaltensprecher -

nur zu jenen Beratungen anderer Gremien eingeladen werden, die 

die Interessen der Schüler besonders betreffen. 

- Durch die Geschäftsordnung des Bundes-Schülerbeirates sollte 

das Einsetzen von verschiedenen kleineren Ausschüssen zur 

Vorberatung bestimmter Probleme bzw. zur Verwirklichung be­

stimmter Aufgaben geschaffen werden. 
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